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Sgr. Inſerate 


Das Abgeordnetenhaus und die 
Militairfrage. 


Wenn ſchon verſchiedene Poſten des Staatshaus⸗ 
haltsgeſetzes für 1867 bei der Berathung im Abge⸗ 
ordnetenhauſe zu ſehr lebhaften Debatten Veranlaſſung 
geben, und wenn auch die eifrigen Freunde der Re⸗ 
gierung Ach und Weh ſchreien über das Abgeordneten⸗ 
Haus, welches es wagt, einzelne Forderungen der Regie⸗ 
ung zu ſtreichen, fo läßt ſich doch erwarten, daß der 
Hauptkampf erſt bei dem Militair⸗Etat entbrennen wird, 
dem es ſich bei dieſem gleichſam um die rechtliche 
Anerkennung der Militair-Reorganiſation 
andelt. 

Bis heute iſt die Militairreorganiſation noch nicht 
zeſetzlich feſtſtehend. Das preußiſche Abgeordneten⸗ 
gaus hat ſtets die für dieſelbe im ordentlichen Budget 
wforberten Summen verweigert, und es hat auch 
lets den Geſetzes⸗Vorlagen, welche eine Abänderung des 
Zeſetzes vom 3. September 1814 bezweckten, feine 
Henehmigung verſagt. Wie unſere Leſer wiſſen, 
it dies die Haupt⸗Urſache geweſen, daß ſeit einem Jahre 
zein Staatshaushalts⸗Geſetz zu Stande gekommen und 
eine budgetloſe Verwaltung geführt worden iſt. Jetzt 
zat nun die Volksvertretung der Regierung Indemni⸗ 
ät für dieſe budgetloſe Verwaltung ertheilt, d. h.: fie 
int erklärt, keinerlei Anſprüche gegen die Miniſter wegen 
der ohne zu Grunde liegendes Gtatsgeſetz verausgabten 
Helder zu erheben, und es ſoll nun mit dem Jahre 
1867 wieder die durch ein zwiſchen den drei Factoren 
der Gefepgebung vereinbartes Staatshaushaltsgeſetz ge⸗ 
vegelte Verwaltung beginnen. Das Abgeordnetenhaus 
seräth jetzt das Budget, und wenn es in der Form, 
wie es aus dieſen Berathungen und der endgültigen 
Beſchlußfaſſung hervorgeht, die Zuſtimmung des Herren⸗ 
zauſes und der Regierung findet, jo kann wirklich das 
Jahr 1867 das erſte ſein, für welches ein Budget recht⸗ 
zeitig feſtgeſtellt wird. 

Aber um dieſe Berathungen noch vor dem 1. Jannar 
4867 zu beenden, konnte man nicht vorher die Mili⸗ 
lairfrage regeln, und da die Regierung, wie ſeit 


Jahren ſo auch diesmal, die ganze für die reorganiſirte 
Armee erforderliche Summe im Ordinarium fordert, ſo 
entſteht die Frage: ſoll das Abgeordnetenhaus, um nicht 
den alten Streit von Neuem zu beginnen, dieſe ganze 
Summe bewilligen, oder ſoll es, getreu dem ſo lange 
verfochtenen Prinzip, die durch die Militair⸗Reorgani⸗ 
ſation verurſachten Mehrkoſten ſtreichen? 

Bewilligt das Abgeordnetenhaus einfach die ganze 
geforderte Summe im Ordinarium, ſo wird dies ſo aus⸗ 
gelegt werden, als ſei dadurch die Reorganiſation mit 
ihrer dreijährigen Dienſtzeit und re verlän- 
gerten Reſervezeit geſetzlich abgeſchloſſen, und die 
großen Laſten, welche jetzt das Militairbudget uns auf⸗ 
erlegt, werden dauernde ſein, während wir doch glaubten, 
daß ein Theil auf die andern Staaten des norddeutſchen 
Bundes abgewälzt werden ſolle. 

Um nun eine ſolche indirecte Anerkennung der Re⸗ 
organiſation zu vermeiden, und der Regierung doch 
keinen Grund zu geben, das Budget ſo, wie es aus den 
Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgeht, abzu⸗ 
lehnen, hat der Abg. Vaerſt den Autrag geſtellt, das 
ganze Militairbudget aus dem ordentlichen Budget ab⸗ 
zuſetzen, und der Regierung eine Summe, welche an⸗ 
nähernd den von ihr geforderten Betrag erreicht, in 
Pauſch und Bogen zur Verwendung für militairiſche 
Zwecke zu bewilligen. 

Dieſer Antrag muß als ein ſehr glücklicher bezeichnet 
werden, denn er gewährt einerſeits der Regierung die 
Mittel, in den militairiſchen Ausrüſtungen ungehindert 
fortfahren zu können, und 115 wird das Abge⸗ 
ordnetenhaus nicht in die Lage verſetzt, im Ordinarium 
Gelder für Einrichtungen zu gewähren, die noch der 
geſetzlichen Grundlage entbehren. Wenn trotzdem Blätter, 
die ſich den Anſchein geben, als ob ſie allein den Staat 
vertheidigen, und als ob in ihren Spalten allein das 
Heil Preußens gepredigt werde, fortwährend davon 
ſprechen, wie unmöglich ein Eingehen der Regierung auf 
den Vaerſt'ſchen Antrag jet, wie die Regierung einfach 
die Bewilligung des Militair⸗Etats im ordent⸗ 
lichen Budget fordern müſſe, ſo zeigen ſie dadurch, daß 
ſie mit dieſer Bewilligung nicht der Regierung das 


nothwendige Geld zur Verfügung ftellen wollen, ſondern 
daß es ihnen hauptſächlich darauf ankommt, von dem 
Abgeordnetenhaufe hintenherum eine Anerkennung der 
Militair⸗Reorganiſation zu erlangen. Solche Anerkennung 
hintenherum ſcheint uns aber nicht der preußiſchen Volls⸗ 
vertretung angemeſſen zu ſein. 

Einen andern Vorſchlag zur Behandlung dieſer 
Sache hat der Abg. Waldeck gemacht. Er beantragt, 
bei Berathung des Militair⸗Etats folgende Reſolution 
anzunehmen: 


„Das Haus der Abgeordneten erkennt in Beziehung 
auf die Heerespflicht, die Heeres⸗Verfaſſung und den 
Militär⸗Etat folgende Grundſätze als leitende an: 
1) Die allgemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung ift 
die Grundlage des preußiſchen Heeres⸗Syſtems, die Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht im ſtehenden Heere und in der 
Landwehr iſt in Gemäßheit des Artikels 34 und 35 der 
Verfaſſung durch das Geſetz vom 3. September 1814 
geregelt. 2) Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes können 
nur im Wege der Geſetzgebung geändert werden. Die 
geſetzliche Dienſtzeit im Heere beträgt 5 Jahre ($ 5, 6 
des Geſetzes vom 3. September 1814). Die Erhöhung 
dieſer Dienſtzeit auf 7 Jahre und die dadurch herbei- 
en Anzlihe Veränderung des Landwehrſyſtems 
edurfte alſo zu ihrer Giltigkeit der Zuſtimmung der 
Landesvertretung, welche zur Seit nicht ertheilt iſt. 3) 
Die zu Solge des § 3 des Geſetzes vom 3. September 
1814 nach dem jedesmaligen Staatsverhältniſſe zu be⸗ 
ſtimmende Stärke des ſtehenden Heeres kann nur 
unter Zuſtimmung der Landesvertretung feſtgeſtellt wer · 
den. 4) Ein Rekrutirungsgeſetz und ein Heer⸗ 
Organiſations⸗Geſetz iſt dringendes Bedürfniß. 5) Eine 
weitere Entwickelung unſeres Heerweſens im 
volksthümlichen Sinne, welche zugleich den unab⸗ 
weislichen volkswirthſchaftlichen Forderungen entſpricht, 
wird demſelben auch in den neu erworbenen Landes⸗ 
theilen, ſowie im übrigen Deutſchland die allgemeine 
Anerkennung ſichern. Dazu gehört die Wiederher⸗ 
ſtellung der zweijährigen Präſenzzeit im ſte⸗ 
9 Heere, die Erhaltung und Pflege der 
andwehr, die Beſchränkung des Militär-Ge- 
richts⸗Standes in Friedenszeiten auf militäriſche 
Verbrechen und Vergehen, die nicht blos geſetzliche, ſon⸗ 
dern auch thatſächliche Gleichſtellung aller Staatsbürger 
in der Erlangung der Offtziersſtellen jeden Ranges. 
6) Da der Militäretat für 1867 die dem preßiſchen 
Staat neu einverleibten Länder und die Staaten des 
norddeutſchen Bundes nicht mit umfaßt, fo trägt der 
ſelbe einen weſentlich proviſoriſchen Character. Die Art 
und 1 der Prüfung und Feſtſetzung dieſes Etats 
ſchließt keinen Verzicht auf die unter 1 bis 3 in 
Bezug auf die künftige definitive Organiſation des 
chend gedachten, der preußiſchen Landesvertretung zu⸗ 
ſtehenden Rechte und kein Zugeſtändniß in ſich.“ 


So ſehr wir auch mit den Grundſätzen einverſtan⸗ 
den find, welche der Abg. Waldeck in dieſer Nejolution 
ausgeſprochen hat, und ſo ſehr wir auch hoffen, daß in 
nicht allzuferner Zeit dieſe Grundſätze bei der endgilti⸗ 
gen Geſtaltung unſeres Heerweſens zur Geltung kommen 
werden, ſo müſſen wir doch geſtehen, daß wir den Vor⸗ 
ſchlag des Abg. v. Vaerſt für einfacher und zweckent⸗ 
ſprechender halten. Die Bewilligung der einzelnen 


in den ländlichen Kreiſen wegen der dur: 


Poſten des Militair⸗Etats zu den einzelnen, beſtimm 
110 Zwecken wird ſpäter trotz allen Reſolutione 
und Vorbehalten immer als ein Beweis angeführt wer 
den, daß man die Militair⸗Reorganiſation als zu Rech 
beſtehend anerkannt habe, während in einer ſolchen Be 
willigung eines Pauſchquantums für militairiſche Zwecl 
kein Menſch eine Anerkennung von Einzelnheiten er 
blicken kann. 

Wir hoffen daher, daß das Abgeordnetenhaus de 
Antrag des Abg. von Vaerſt annimmt. Möge es außer 
dem noch einmal in einer Reſolution die Prinzipien de 
Staatsregierung gegenüber ausſprechen, welche e 
der Geſtaltung der Armee des norddeutſchen Bunde 
zu Grunde gelegt wiſſen will, es wird dadurch, wen 
es auch weiter nichts erreicht, dem Parlament des nord 
deutſchen Bundes einen Fingerzeig für ſein Verhalten 
in dieſer Frage geben. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hielt am 26. Nor 
eine Sitzung, welche nicht der Vorberathung des Budge 
gewidmet war. In derſelben beſchloß gen das Haus, da 
die Kommiſſion zur Vorberathung des Dotationsgeſetze 
ihre Verhandlungen geheim führen ſolle; es wird nur von 
Abg. Frentzel dagegen en weil, wie er meint, biefı 
Geſetz gerade recht Sentlich behandelt werden müſſe, inde 
es in be ländlichen Bevölkerung auffällt, daß, während fi 
die Generale Dotationen in Ausſicht ch die Steuerzahl. 

ihre Mobilmachun 
rückſtändig gebliebenen Steuern exekutirt werden. — Das Hau 
nimmt darauf das Geſetz an, betreffend die Abänderung de 
§ 6. des Geſetzes vom 21. Mai 1861 über die anderweitig 
Regelung der Grundſteuer und die Uebernahm 
der Grundſteuer⸗Veranſchlagungskoſten auf di 
Staatskaſſe. N 

In den anderen vier Sitzungen, welche das Abgeordneter 
haus außerdem noch in der vorigen Woche gehalten hat, un 
welche je ſechs Stunden in Anſpruch nahmen beſchäftig 
ſich das Haus mit der Vorberathung des Staats haue 
haltsgeſetzes für 1867. FR 

Bei der Beratung des Etats des Finanz-Mini 
ſteriums beantragte der Abg. Duncker die ſchon läng 
verſprochene Regelung des Penſionsgeſetzes. Di 
Miniſter verspricht, dieſe Frage in Anregung zu bringen 
Zu einer lebhaften Debatte gab die von der Regierung i: 
Etats geforderte Beſetzung der Stellen zweier neuer Dir 
gentenſtellen bei der Regierung zu Gumbinnen und Oppeln 
Der Abg. v. Unruh ſpricht beſonderz aus dem Grunde d. 
gegen, weil das ganze Verwaltungsſyſtem reorganiſirt werde 
muß, und man nicht das alte Syſtem durch Einrichtur 
neuer Stellen ſtärken müſſe. Die Zahl der Beamten mit] 
nothwendig verringert werben, um denen, welche im Dienf 
bleiben, ein ausreichendes Gehalt zu geben. Es müſſe ei 
großer Theil der Geſchäfte, welche jetzt den Regierungen o! 
liegen, auf die Kommunen übertragen werden, um das Prinz 
der Selbstverwaltung zur vollen Geltung zu bringen. 

Der Abg. Richter ſpricht gegen die Forderung, we 
durch ſolche Stellen den Schulen nicht aufgeholfen wer" 
wie man es bezwecke; fordere man zur Errichtung vr 
Schulen und zur Verbeſſerung der Stellung der Lehrer Geli 
fo wolle er es gern bewilligen. Der Abg. Potoms! 
ſpricht für die Bewilligung, ebenſo Graf Schwerin, welch 
zwar den Ausführungen über die nothwendige Reorganiſatio 


der Verwaltung beiſtimmt, aber die Beſetzung dieſer beiden 

tellen für nothwendig hält; er meint, den Umfang der 

Geſchäfte, und die Nothwendigkeit der Heranziehung neuer 
Arbeitskräfte könne nur der betreffende Reſſort? Mixiſter be⸗ 
urtheilen. Der Finanzminister meint, wenn der Sinanz- 
miniſter in die Kreirung zweier neuer Stellen willige, jo 
könne man überzeugt ſein, daß dieſe nothwendig ſei. Der 
Abg. Krieger (Goldapp) hält es für geboten, eine für un⸗ 
zweckmäßig erkannte Organiſation nicht noch durch Hinzu⸗ 
führung neuer Elemente zu ſtärken. Was die Kreirung einer 
neuen Stelle bei der Regierung in Gumbinnen anbetrifft, ſo 
erinnere er daran, daß der Dezernent in Schulſachen in 
Gumbinnen, deſſen Arbeitelaſt jo ſehr groß fein ſoll, der⸗ 
ſelbe Ober⸗Reg.⸗Rath Siehr ift, deſſen angeſtrengte politiſche 
Thätigkeit bei den Wahlen im Abgeordnetenhauſe ausführlich 
erörtert worden iſt. Der Abg. Vincke (Hagen) hält auch 
eine neue Organiſation für dringend geboten, aber eine ſolche 
könne doch nicht gleich ins Leben treten, und deshalb müßte 
man dieſe Stellen doch vorläufig beſetzen. Nachdem noch 
der Kultus⸗Miniſter v. Mühler für die Forderung 
geſprochen, wird die ganze geforderte Summe bei nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 146 gegen 136 Stimmen bewilligt. 

Von den weiteren Poſten dieſes Etats giebt zuerſt die 
Forderung von 300,000 Thalern für das Haupt- 
Extraordinarium zu einer lebhaften Debatte Anlaß. 
Ein Antrag von Duncker auf Streichung dieſer Poſition 
wird abgelehnt, dagegen ein Antrag von Bockum Solffs, 
daß die Summe von 300,000 Thlr. zwar zu bewilligen ſei, 
daß aber die Regierung verpflichtet fein ſoll, dafür die nad» 
trägliche Genehmigung des Abgeordnetenhauſes 
einzuholen, mit 142 gegen 141 Stimmen angenommen. 
Es ſtimmen für den Antrag alle Abgeordneten der Fort⸗ 
ſchrittspartei, die Nationalen (mit ane des Abgeordneten 
Michaelis), das linke 
Katholiken. . 5 ‘ , 

Sehr lebhaft war die Debatte über die Poſttion, welche 
die Beamten⸗Beſold ungen feſtſtellt. 

Es iſt im Etat eine Mehrausgabe zur Verbeſſerung 
der Beamten⸗Beſoldungen in der Summe von 1,030,200 
Thlr. ausgeſetzt. Der Reg. ⸗Kommiſſar rechtfertigt die ein⸗ 
zelnen Poſitionen, beſonders die Forderung von 50,000 Thlr. 
zur Verbeſſerung der Miniſtergehalte und der Beſoldung 
anderer höherer Beamten. 

Ueber den Antrag, einen Normal. Etat aufzuſtellen, 
welcher durchgängig die Gehaltsverbeſſerungen einführt, äußert 
er ſich dahin, daß die Regierung zwar auf die Verbeſſerung 
der Beſoldungen aller Beamten ernſtlich bedacht ſei, aber bei 
einer ſolchen Aufſtellung keinen Zweck ſehen könne, da ſolcher 
Normal⸗Etat ſchon vor dem Inslebentreten vielleicht nicht 
mehr den Verhältniſſen entfprechen werde. Der Reg.⸗Komm. 
giebt zum Schluß noch eine Vergleichung der Beamten⸗ 
Gehalte in den alten und den neuen Provinzen, um zu zei⸗ 
gen, daß die Behauptung, die Beamten in den neuen 
Provinzen ſtänden ſich beſfer, nicht in allen Fällen gerecht⸗ 
fertigt ſci. . 

Der Abg. Duncker beantragt, die 50,000 Thaler für 
die Verbeſſerung der Beſoldungen der höheren Beamten zu 
ſtreichen, und dieſe Summe lieber dazu zu verwenden, bei 
einem Theile der Unterbeamten die Verbeſſerung nicht erſt 
am 1. April, ſondern ſchon am 1. Januar eintreten zu 
laſſen. Er meint, die hochbeſoldeten Beamten könnten war⸗ 
ten, bis die Bedürfniſſe der Unterbeamten vollſtändig befrie⸗ 
digt ſefen. Der Abg. Wedell vertheidigt die Forderung 
wegen Aufſtellung eines Normal⸗Etats, zieht aber feinen An⸗ 
trag auf Aufſtellung eines ſolchen zurück. Er meint, man 


entrum, die Polen und die 


ſtehe vor der Alternative: entweder iſt die große Zahl der 
Beamten nothwendig, dann muß auch das ausreichende 
Gehalt für fie geſche en werden, oder man muß die Zahl 
der Beamten vermindern. Das letztere verlangt eine 
Reorganiſation unſerer Verwaltung, und er empfiehlt der 
Regierung dieſen Geſichtspunkt zur ernſtlichen Erwägung. 

Der Abg. Tweſten führt aus, wie in den neuerworbe⸗ 
nen Ländern die Beamten meiſt beſſer ſtänden, man müſſe 
zur Vergleichung nicht den Rang ſondern den Wirkungskreis 
ins Auge left Er vermißt unter den Beamten, deren 
Gehalt verbefjert werden fol, die Landbriefträger. Nach 
ſeiner Anſicht ih die Erhöhung des Gehaltes der höheren 
Beamten ſachlich gerechtfertigt, aber man könne damit ſehr 
wohl noch ein Jahr warten. Der Miniſter des Innern, 
Graf Eulenburg giebt zu, daß die Beſoldungen in vielen 
Stellen noch unzureichend ſeien, aber er rechtfertigt die ver ⸗ 
langten Au le in den höheren Stellen. Auch er 
erkennt, daß die Laſt, welche dem Budget durch hinreichende 
Beſoldung erwächſt, eine ſehr große iſt, aber er glaubt nicht, 
daß eine durchgreifende Verminderung der Beamten durch 
eine Dezentraliſation herbeigeführt werde, in anderen Ländern 
habe ſich dies wenigſtens nicht gezeigt; aber trotzdem ſoll das 
Augenmerk der i auf nicht in Hinblick auf das Budget, 
ſondern in Hinblick auf die Verwaltung, auf eine Vermin⸗ 
derung der Beamten gerichtet ſein. Auch er hält einzelne, 
ihrer vollen Verantwortlichkeit ſich bewußte Beamte für beſſer, 
als ſchlecht beſoldete Kollegien, wo keiner ſelbſt die Verant⸗ 
wortung hat. 

Die Abgeordneten P. Kaſſel und v. Vincke ſprachen 
außerdem noch für die Bewilligung der Regierungsforderung, 
erſterer preiſt die Landräthe, welche ſich im Kriege bewährt 
haben, letzterer die Kreisrichter, welche im Volke das Gefühl 
des Rechtes a a haben, welches in dieſem Kriege ſich 
ee habe. Die Abgeordneten Rohden und Waldeck 
ſprachen für den Dunckerſchen Antrag, letzterer ſchildert in 
eingehender Weiſe die Noth der Unterbeamten; man ſpreche 
immer davon, daß ſich zu den Stellen ſtets Bewerber finden, 
aber man fehe nicht, wie viele bei dem kärglichen Gehalt zu 
Grunde gehen. Es wird darauf der Antrag des Abg. 
Duncker mit 156 gegen 137 Stimmen angenommen. Zur 
Einleitung der Berathung über den Etat des Juſtiz⸗ 
miniſteriums gab der Abg. Lasker eine Kritik der Ver⸗ 
waltung des Juſtizminiſters. Er tadelt, daß in keiner Be⸗ 
ziehung dem Verlangen nach Schaffung neuer Geſetze, welche 
zur Herſtellung einer Rechtseinheit nothwendig ſeien, Rech⸗ 
nung getragen ſei, er tadelt die Thätigkeit des Miniſters als 
Syndikus des Minifteriums und er tadelt eingehend feine 
Thätigkeit als Zentrum der Juſtizverwaltung, welche Thätig⸗ 
keit ſich ganz beſonders bei der Beſetzung der einzelnen 
Stellen bemerkbar macht. Er meint, wenn der Miniſter 
ſich den großen Aufgaben der Zeit nicht für gewachſen halte, ſo 
möge er den Patriotigmus der Entſagung ausüben. Der 
Juſtizminiſter rechtfertigt ſich gegen die ihm gemachten 
Vorwürfe; was ſpeziell die Vorwürfe gegen ſeine Thätigkeit 
als Zentrum der Verwaltung betrifft, ſo führt er an, er habe 
geſagt, und an dieſer ug für halte er feſt, daß Oppo⸗ 
ſition gegen die Regierung für einen Richter nicht zuläffig 
ſei, und er habe dieſe Worte auch in Thaten umgeſetzt. 

Der Abg. Waldeck meint, es müſſe bei uns vor allem 
das Kriminalverfahren geändert werden, vor Allem müſſe 
man die Schärfung der Strafe durch die Appellation wieder 
abſchaffen. Auch heut kann bei uns ein freiſprechendes 
Verdikt der Geſchwornen nicht angefochten werden, ebenſo muß 
auch ein freiſprechendes Urtheil jedes Gerichtshofes unantaft- 
bar ſein. Damit wird man auch das Inſtitut der Staats⸗ 


anwaltſchaft heben. Fügt man zur Abſchaffung der 
Appellation von Seſten der en er 
die Meberweijung der politifchen Prozeſſe an Geſchworne und die 
Abſchaffung der Disziplinargeſetzgebung, ſo ſchafft man die 
Grundlage zu dem Vertrauen der neuen Provinzen zu Preußen. 
Kann denn dies nicht geſchehen? iſt denn in ſolchen Dingen 
irgend etwas vorhanden, worin die Parteien auseinander 
gingen? Alle haben ein Intereſſe an unabhängigen charak⸗ 
terfeſten Richtern. 

Abg. Hauſchteck meint, man müſſe die Unabhängigkeit 
des Richterſtandes dadurch fördern, daß man ihm die Ver⸗ 
waltungsgefhäfte, für welche eine große Verantwortlichkeit 
auf ihm laſte, abnehme. Abg. Leſſe hält die Freigebung 
der Advokatur für nothwendig, jetzt iſt das Richteramt 
ein Durchgangsſtadium zur Advokatur, eigentlich müſſe es 
umgekehrt ſein. Von den weiteren Rednern führen wir nur 
noch den Abg. v. Gerlach an, welcher gegen die Bewilli⸗ 
gung ſpricht, weil er einen Miniſter, der nicht die Mittel ge⸗ 
funden habe, Richter wie Tweſten, Lasker und andre aus 
ihrer Stelle zu entfernen, kein Geld bewilligen wolle. (Nach 
einer ſpätern Bemerkung des Abg. Tweſten, daß ſeit dem 
Eintritt des Gr. Lippe in ſein Amt als Juſtizminiſter kein 
Moment geweſen ſei, wo nicht eine Unterſuchung gegen ihn 
geſchwebt habe, erklärt ſich der Abg. v. Gerlach für befrie⸗ 
digt durch die Thätigkeit des Inſtizminiſters). Die einzelnen 
ze des Etats wurden ohne weſentliche Diskuſſion erle- 

igt. 

Bei der Berathung über den Etat des Miniſteriums 
des Innern ſprechen die Abgeordneten v. Unruh, v. Hennig, 
v. Carlowitz, v. Hoverbeck und Virchow ſehr lebhaft 
gegen das Prinzip, welches in der Verwaltung des Minifte- 
riums des Innern maßgebend ſei. Sie führen aus, daß 
eine ſo revolutionaire Politik, wie ſie nach außen hin ver⸗ 
folgt werde, auf die Dauer nicht durchführbar ſei, wenn nicht 
das Land im Innern durch eine liberale Regierung 59 
tigt werde, wenn nicht das Band, welches die neuen Länder 
mit uns verbindet, 3 8 liberale Maßregeln gefeſtigt werde. 
Der Miniſter des Innern weißt ſehr le alle 
Gedanken einer Verſchiedenheit in den Auffaffungen der ein- 
zelnen Miniſter zurück. Was die gegen die Nichtbeſtätigung 
der Kommunalbeamten gerichteten Vorwürfe betrifft, ſo er⸗ 
klärt er, daß er im Prinzip gegen das Beſtäligungsrecht der 
Regierung ſei, aber da die 50 0 es einmal habe, ſo 
müſſe ſie es auch anwenden. Nach ſeiner Meinung wäre es 
am beſten, wenn die Regierung für die Stelle des Bürger⸗ 
meiſters und vielleicht des erſten Beigeordneten einen von 
drei ihr präſentirten Kandidaten beſtätige, und wenn alle 
andern Kommunalbeamten frei gewählt würden. 

Dem Abgeordnetenhauſe ſind die Friedensverträge 
mit Sachſen; Heſſen⸗Darmſtadt und Meiningen zur Kennt⸗ 
nißnahme mitgetheilt worden. 

0 ey Herrenhaus hat am 26. Nov. eine Sitzung ge⸗ 

halten. 5 

Im Hinblick auf die Wahlen zum nord deutſchen 
Parlament hat in Berlin eine Anzahl von Männern fol- 
genden Aufruf erlaſſen: 

Die denkwürdigen Ereigniſſe dieſes Jahres haben der na⸗ 
tionalen Entwicklung Deutſchlands eine neue Bahn an 

ewieſen. Die Bevölkerung wird durch die Ausſchreibung der 

ahlen zum norddeutſchen Parlament in Kürze auf 
gerufen werden, an der Neugeſtaltung des Vaterlandes thätig 
mitzuwirken. Alle Männer liberaler und nationaler Geſin⸗ 
nung ſind darum verpflichtet, nach beſten Kräften zu wirken, 
daß in den durch das Wahl- Geſetz angeordneten all 
gemeinen und direkten Wahlen der Wille des Volkes zu 


fa 


jeinem wahren Ausdruck gelange. Bei der Neuheit der 
direkten Wahlen wird es ihrer energiſchen Thätigkeit be⸗ 
dürfen, damit nicht durch den Einfluß der e n tee de 
Parteien eine für die Geſchicke unſerer Nation verhängnißvoll⸗ 
Zuſammenſetzung des Parlaments bewirkt werde. 

Die Unterzeichneten find deshalb zu einem Geniral 
Wahl⸗Komite zuſammengetreten, um in dem ganzen Ge⸗ 
biete des norddeutſchen Bundes die freie Vereinsthätigkeit 
für die Wahlen zum Parlament anzuregen und ſich den ein⸗ 
zelnen Kreis⸗Komites als Vermittler für die gemeinſamen 
Angelegenheiten und Intereſſen anzubieten. 

Nach den Waffenerfolgen des preußiſchen Heeres kann 
über den Beruf Preußens zur Führerſchaft in dem zu er⸗ 
richtenden nationalen Gemeinweſen kein Streit mehr ſein. 
Damit iſt ein großer Schritt gethan zur Erreichung des 
Zieles, welches die nationale Partei ſeit Jahren erſtrebt hat. 
Aber die preußiſche Regierung allein hat es nicht vermocht, 
den berechtigten Anſpruch der ganzen deutſchen Nation auf 
Einigung zu verwirklichen. Sie hat ihre Aufgabe darauf 
beſchränkt, den norddeutſchen Bund herzuftellen und für dieſen 
ein Parlament zu ſchaffen. Am Volke wird es nun ſein, 
durch das Parlament den norddeutſchen Bund derart zu ge⸗ 
ftalten, daß derſelbe baldigſt zum Geſammtſtaat deutſcher 
Nation erweitert werden könne. Hierzu gehört auf der einen 
Seite die Uebertragung einer wirklichen Regierungsgewalt an 
die Krone Preußens in Bezug auf die militärtichen, 
diplomatiſchen, Zoll-, Handels- und Verkehrs⸗Angelegenheiten, 
auf der anderen Seite ſind dem Parlamente in Een auf 
Budget und Geſetzgebung des neuen Bundes entſcheidende 
Befugniſſe, dem Volke ein gemeinſames deutſches Bürger⸗ 
recht und die Selbſtverwalkung in allen nicht gemeinſamen 
Angelegenheiten ſicher zu ſtellen. 

Die Einheit, die Freiheit und die Größe unſeres 
deutſchen Vaterlandes iſt alſo unſer Ziel. Mit Männern, 
die dieſes Ziel auf dem Boden der einmal gegebenen 
Thatſachen mit uns erſtreben wollen, ſind wir bereit in 
rüſtiger Arbeit vorzugehen, unbekümmert um ſolche Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten, welche in der Erreichung des großen ge⸗ 
meinſamen Zieles ihre Ausgleichung finden werden. 

Indem wir an alle Geſinnungsgenoſſen die Aufforderung 
ergehen laſſen, die Vorbereitungen zum Wahlgeſchäft, weil 
dieſe lang und mühevoll ſind, ſchon jetzt in die Hand zu 
nehmen, bitten wir fie, überall und zwar in jedem landräth⸗ 
lichen Kreiſe Preußens und in den entſprechenden Bezirken 
der andern Staaten des norddeutſchen Bundes ſofort Wahl⸗ 
komites zu gründen und uns, ſobald dies geſchehen, davon zu 
benachrichtigen. Wir unſererſeits werden bemüht ſein, dieſen 
Komites da, wo es gewünſcht wird, mit Rath und That 
zur Seite zu ſtehen. 

Zur Erledigung der uns obliegenden Geſchäfte haben wir 
aus unſerer Mitte einen geſchäftsleitenden Ausſchuß nieder⸗ 
geſetzt. Derſelbe beſteht aus den Herren: Dr. Loewe Calbe 
als Vorfigender. Franz Duncker als Stellvertreter deſſelben. 
L. Pariſius⸗Gardelegen als Schriftführer. Dr. Langerhans, 
Prince⸗Smith, H. Runge, Schröder, v. Unruh und Dr. 
Virchow, und hat den Herrn L. Pariſius⸗Gardeleßzen (Berlin, 
Dresdenerftraße Nr. 115) mit der Führung der Korreſpon⸗ 
denz beauftragt, an welchen deshalb alle auf die Parlaments- 
maßen bezüglichen Mittheilungen zu richten ſind. 

Berlin, den 12. November 1866. 


Wir hoffen, daß ſich allenthalben eine recht große Thätig⸗ 
keit der liberalen Partei zeigen wird. 
Graf Bismarck iſt wieder in Berlin eingetroffen, Herr 
v. Roon wird nächſtens erwartet. Der Finanzminiſter v. d. 
— Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 48. der „Verfaſſung“ vom J. Dezember 1866. 


Heydt iſt am Donnerstag nach der Sitzung im Abgeord⸗ 
9 81 heftig erkrankt; möglich, daß der lan e i 
in der ſchlechten Luft im Hauſe einen Theil der Schu 0 

Itallen. Wie es heißt, wird die Kaiſerin von Frank⸗ 
reich nächſtens nach Rom kommen, un eine Ausſöhnung 
zwiſchen dem Papft und der italieniſchen Regierung herbeizu⸗ 
führen. — Die franzöſiſchen Truppen treffen alle Vorberei⸗ 
tungen, um am 15. d. M. Rom zu verlaſſen. x 5 

England. Die Verſuche der Fenier, einen Aufſtan 
in Irland herbeizuführen, wiederholen ſich fortwährend, ſo 
daß man anfängt, ſehr ernſtliche Beſorgniſſe in dieſer Bezie⸗ 
hung zu hegen. 


Neueſte Nachrichten. En 

opel, Sonnabend, 1. Dezember. ie offi · 

i in neueſter Zeit züber die Ver⸗ 

hältnisse in Kandia Stillſchweigen. Die vollſtändige Pazifie 

kation dieſcs Landes wird bezweifelt. Die den Juſurgenten 

zur Unterwerfung geſetzte Frist iſt abgelaufen und die Kämpfe 

ſollen wieder begonnen haben. Die zum Tode verurtheilten 

Inſurgenten hoffen, begnadigt zu werben, da ſich Bi Se 

ſandten Rußlands und der Vereinigten Staaten von Nord 
amerika für ſie verwandt haben ſollen. 

Florenz, Sonnabend 1. Dezember. In Folge des heur 
tiges Verhörs vor der Senatskommiſſion wurde Admiral 
Perſano im Senatslofal in Haft genommen. 

Ein Rundſchreiben des Finanzministers regelt die Zinſen⸗ 
zahlung der italieniſchen Rente für Januar. 

Die „Italie“ ſchreibt: Aus Rom eingetroffene Nachrich⸗ 
ten verſtärken die Befürchtungen, daß die klerikale Partei 
Unruhen hervorrufen möchte, um den Papſt zu einem äußer⸗ 
ſten Entſchluß zu drängen. 


Be Sa oe Das an re Fiese 
Der norddeutſche Bundesſtaat und feine Ver⸗ 
faſſung. 

In kurzer Zeit werden die Vertreter der Regierungen 
Norddeutſchlands zuſammentreten, um den Verfaſſungsent⸗ 
wurf feſtzuſtellen, der dem norddeutſchen Parlament zur Be 
rathung und Beſchlußfaſſung vorgelegt werden ſoll. Es ift 
vorauczuſehen, daß die Vertreter der Regierungen vorzugs⸗ 
weiſe ſolche Beſtimmungen in den Entwurf e wer ⸗ 
den, welche die Rechte der Regierungen ſichern, und es 
wird daher Sache des Volkes ſein, zu ſeinen Vertretern in 
das Parlament ſolche Perſonen zu wählen, welche dieſem Entwurf 
egenüber dahin ſtreben, die Rechte des Volkes zur vollen 

eltung zu bringen. Damit dies aber auch geſckehen kann, 
iſt es nothwendig, ſich klar zu machen, welche Rechte das 
Volk und ſeine Vertreter haben ſollen, und in welcher 
Weiſe dieſe Rechte zur Geltung kommen ſollen. 

Zuerſt und vor Allem müſſen dem Volke jene allge- 
meinen Freiheiten garantirt werden, welche demſelben 
eigentlich in jedem verfaffungsmäßigen Staate zuſtehen 
ſollen, und deren Beſchränkung da, wo fie noch vorhanden 
iſt, ſtets zeigt, daß die Ueberlieferungen des Akſolutismus 
noch nicht ganz abgeſchafft ſind. Es ſind dies vor allem 

das Vereinsrecht, die Preßfreiheit, die Zuweiſung 
aller politiſchen Prozeſſe an Geſchworenengerichte. 


Dieſe Rechte müſſen dem Volke durch die Centralbehörde 


des norddeutſchen Bundes in der Weiſe garantirt werden, 
daß kein Einzelſtaat diefelben feinen Bürgern entziehen kann. 
An dieſe gleichſam politiſchen Rechte ſchließen ſich die wirth⸗ 


ſchaftlichen Rechte an, nämlich die Freizügigkeit, die 
Gewerbefreiheit und die vollſtändige Verkehrsfrei ; 
heit im ganzen Gebiet des norddeutſchen Bundes. Nur 
durch volftändige Erfüllung dieſer Forderungen kann der 
Woßlſtand des Volkes in Norddeutſchland zu feiner 
vollen Entwicklung kommen. 

Wenn aber ſolche Entwicklung des Volkswohlſtandes das 
Volk auch fähiger macht, die Laſten des Staates zu 
tragen, fo liegt es nahe, daß dem Volke auch in der aller⸗ 
formellſten Weiſe das Recht gewährleiſtet werden muß, eine 
entſcheidende Stimme zu haben bei Feſtſtellung der 
Art und Weiſe, wie dad durch Steuern aufgebrachte 
Geld verwandt werden muß. 

Hierbei wird ſich nun eine beſondere Schwierigkeit heraus⸗ 
ſtellen in der Art und Weiſe, wie die in den Einzel taaten 
erhobenen Steuern a werden ſollen zur Befriedigung 
der Bedürfniſſe des Geſammtſtaates und der Einzelſtaaten. 
Wenn das norddeutſche Parlament überhaupt eine Bedeutung 
haben ſoll, ſo muß in dieſer Beziehung eine Anordnung ge⸗ 
troffen werden, welche den Geſammtſtaat und die Bundes- 
gewalt in den Angelegenheiten, welche ſie im Intereſſe und 
ur Sicherheit und Wohlfahrt der Einzelſtaaten zu beſorgen 
in vollſtändig unabhängig ftellt von dem guten Willen 
der Einzel⸗ Regierungen, reſp. der Volksvertretungen der 
Einzelſtaaten, 

8 muß zu dieſeim Zwecke der Zentral⸗Gewalt und dem 
Parlamente das Recht eingeräumt werden, zur Deckung dieſer 
Bedürfniſſe, welche allerdings in der P ganz genau 
begrenzt ſein müſſen, Steuern auszuſchreiben, welche 
im ganzen Umfange des norddeutſchen Bundes gleichmäßi 
erhoben werden müſſen, ohne daß irgend ein Einspruch 
bagegen erlaubt iſt. Nur indem man dies thut, giebt man 
der Centralgewalt die Macht, welche fle haben muß, wenn fie 
nach außen als Regierung eines Staates auftreten foll, und 
wenn fie im Stande fein ſoll, die Intereſſen des ganzen 
Bundesgebietes in energiſcher Weiſe wahrzunehmen. Es wird 
alſo Aufgabe des Parlamentes ſein, von vornherein die⸗ 
jenigen Steuern zu bezeichnen, deren Ertrag in die Kaſſen 
der Zentralgewalt fließen ſoll, und das Parlament wird dann 
dem künftigen Abgeordnetenhauſe des norddeutſchen Bundes 
das Recht n die müſſen, alljährlich die Summe te g . 
bis zu deren Höhe jene Steuern erhoben werden ſollen, d. h. 
es wird der Volksvertretung im Bund das Recht der 
Steuerbewilligung und der Steuerkontingentirung 
gegeben werden müſſen. Auf dieſe Weiſe wird gleichzeitig 
die Zentralgewalt unabhängig hingeſtellt von dem guten 
Willen der Einzelſtaaten und es werden die Rechte des 
Volkes gegenüber den Rechten ee fei u zur vollen 
Geltung gelangen, wie dies der Fall ſein muß, wenn das 
Ideal des Neale Volksſtaates aus dem Reich der Wünſche 
in das des wirklichen Lebens verſetzt werden ſoll. 

Wir haben hier nun die Freiheiten bezeichnet, welche dem 
Volke vor allen durch die Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes gewahrt werden müſſen, und das weſentlichſte Recht, 
welches die künftige Volksvertretung ſo wohl im Intereſſe 
der Zentral⸗Regierung als auch im Intereſſe des geſammten 
Volkes haben muß; wir werden noch oft Gelegenheit haben, 
in weiterer Ausführung unſere Anſicht darüber zu entwickeln, 
welches die Stellung der Zentralgewalt ſein muß und welche 


Rechte und Pflichten ſie haben muß, wenn ſie den Anforderun⸗ 


gen entsprechen ſoll, welche das Volk an ſie zu ftellen be⸗ 


rechtigt iſt. 


Anzeigen 


Bei S. Hirzel in Leipzig iſt ſo eben erſchienen und in 
der Amelang' chen Sortiments⸗Buchhandlung (R. Gärtner), 
Leipzigerſtraße 133 vorräthig: 


Atnniengeachichie der wenaten Zeit, 
er Band. 


Geſchichle der Türkei 


von dem Siege der Reform im Jahre 1826 bis zum Pariſer 
Tractat vom Jahre 1856. : 
Von G. Roſen. 
In u ei Theilen. Erſter Theil: Von der Vertilgung der 
anitſcharen bis zum Tode Machmuds II. 303 Seiten in 
groß Octav. Preis 1 Thlr. 
Die früheren Bände der Staatengeſchichte enthalten: 
1. 2. Geſchichte Frankreichs von 1814 bis 1852. Von A. 
L. v. Rochau. 2 Theile. 1 Thlr. 28 Sgr. 
3. 4. 5. Geſchichte Italiens von Gründung der regierenden 
Dynaſtien bis zur Gegenwart. Von Hermann Reuchlin. 
2 Theile in 3 Abthellungen. 2 Thlr. 18 Sgr. 
6. Geſchichte Oeſterreichs ſeit dem Wiener Frieden 1809. 
Von A. Springer. 1 Theil. 1 Thlr. 18 Sgr. 
7. Sinn uß lands und der europäiſchen Politik in den 
Jahren 1814 — 1831. Von Th. v. Bernhardi. 1. Theil. 
1 Thlr. 14 Sgr. 
Geſchichte Englands ſeit den Friedensſchlüſſen von 1814 
und 1815. Von R. Pauli. 1. Theil. 1 Thlr. 15 Sgr. 
9. We d Spaniens vom Ausbruch der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution bis auf unſere Tage. Von H. e 
1. Theil. 1 Thlr. 18 Sgr. 
R Br Oeſterreichs ſeit dem Wiener Frieden 1809. 
Von A. Springer. 2 Theile. 2 Thlr. 
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Im Verlage des Bibliegraphiſchen Juſtituts in 
Hildburghauſen iſt ſoeben, auf Grund der neueſten poli⸗ 
tiſchen Eintheilungen, complet erſchienen: 


’ 

Meyer s grosser Hand- Atlas 
in 100 Karten, redigirt von L. Ravenftein. In Mappe $ 
12½ Thlr., gebunden 15 Thlr. — Inhalt: 3 Aſtronom. 
Karten. — 2 Bl. Allgem. Geographie. — 2 Bl. Europa. 
— 4 Bl. 0 Dalsialr 2 5 Bl. Frankreich. — $ 
4 Bl. Großbritannien und Irland. — 3 Bl. Alpen⸗ 
halhinſel. — 3 Bl. Balkanhalbinſel. — 9 Bl. Deutſch⸗ 
land. — 16 Bl. Preußen und der nordd. Bund. — 6 Bl. 
ſüdd. Staaten. — 9. Bl. Se — 1 Bl. Central 
alpenland. — 1 Bl. Niederlande. — 1 Bl. 1 5 
Halbinſel. — 3 Bl. Skandinav. Halbinſel. — 5: Bl. 
Europ. Rußland. — 9 Bl. Aſien. — 4 Bl. ne — 
8 Bl. Amerika. — 2. Bl. Auſtralien. — 6. Bl. Stati⸗ 
ſtiſche Tafeln. 


9 2 

Meyer's kleiner Hand -Atlas, 
Ausgabe für Preußen und die norddeutſchen Bun⸗ 
desſtaaten in 33 Karten. Gebunden 414 Thlr. — 
Inhalt: 1 Erdkarte. — 6 Erdtheilkarten. — 11 Europ. 
Staatenkarten. — Deutſchland in 4 Bl. — 10 Preuß. 
Provinzialblätter. — 6 Bl. Statiſtiſche Tafeln. 

NB. Dieſe ſind jetzt die el vollſtändigen Karten⸗ 
werke, welche die wichtigen Veränderungen der neueſten 
Zeit bereits in ſich aufgenommen haben. 5 

FFT 

Neuer Verlag von Theobald Grieben in Verlin, vor⸗ 

rälhig bei F. Geelhaar, Breite Straße 23: * 


Wie ſpart man Gas? Anweiſung für Gas⸗Conſu⸗ 


menten, möglichſt viel Gas 
zu ſparen, nebſt DENN über Einrichtung und Betrieb von 
Steinkohlen⸗Gaswerken. on W. F. Biſchoff, Baumeiſter. 


2. Auflage, mit 38 Abbildungen. 10 Sgr. 
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VTV ss 
3 Im Verlage von Friedrich Fleiſcher in Leipzig er- m 
2 ſcien ſo eben und in Mittler’3 Sortiments Buchand. B 
lung (A. Bath) in Berlin, Schloßfreiheit 7, zu ® 


2 
30 
25 


aben: ” a 
Schwedens Politik und Ariege 
Schwederus. 


8 

2 5 

8 in den Jahren 1808—1814 

8 vorzüglich unter 995 des Kronprinzen Carl Johann. 
on D — 

2 2 Bände mit 2 Schlachtenplänen. Preis 4 Thlr. 5 

FFC 
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„Nordſtern.“ 


Dieſe Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft eröffnet mit Beginn 

des nächſten Jahres ihr Geſchäft. 
werden in allen Städten und Kreiſen Preußens und 

Deutſchlands Haupt⸗Agenten ernannt, welche nur mit der 
Direktion korreſpondiren und berechtigt find, Unter⸗Agenten 
anzuſtellen. a roh 

Bewerbungen m dieſe ln Stellungen werben 

it Angabe von Referenzen erbeten an 

N j "Die Direftion 
in Berlin, Charlottenſtraße 9. 


Spielwerke 
mit 4 bis 48 Stücken, worunter Prachtwerke mit 


Glockenſpiel, Trommel und emp mit Him⸗ 
melsſtimmen, mit Mandolinen, mit Erpreffion ıc. 


Ferner: 

Spieldoſen 
mit 2 bis 12 Stücken, worunter welche mit Neceſſaires, 
Gigarrentempel, Schweizerhäuschen, Photogra⸗ 
phie⸗ Albums, Schreibzeuge, Cigarren ⸗ Etuis, 
Ta backsdoſen, Nähtiſchchen tanzende Puppen, 
Alles mit Muſik. Stets das Neueſte empfiehlt 

J. H. Heller in Bern. Franco. 

Dieſe Werke, die mit ihren lieblichen Tönen jedes 

Gemüth erheitern, ſollten in keinem Salon und an keinem 
Krankenbette fehlen. Lager von fertigen Stücken. — Repa⸗ 
raturen. 


Ceschäfts-Verlegung. 5 


Den Verkauf unserer Neusilber -, vesilberten und ® 
Alfenide-Waaren haben wir von der Schlossfreiheit 
Nr. 5 nach dem 


Neu-Gebaude 


vis-à-vis dem Königlichen Schloss und den Werder- 
schen Mühlen verlegt. 


D 


lleuniger & Comp. 
Neusilber - Fabrik. 


Berlag von Alec ander Jonas in Berlin. — Druck von Franz Dunder in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. Lewinſtein in Berlin · 


